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Tagen nach Beginn der in § 2 bezeichneten Frist zu stellen ist, der 
Präsident des Schiedsgerichts oder, wenn er an der Ausübung 
seines Amtes verhindert ist, sein Stellvertreter innerhalb einer 
Frist von drei Tagen nach Eingang dieses Antrags eine vorläufi­
ge Entscheidung.

(2) Der Antrag nach Absatz 1 ist nur zulässig in Verbindung 
mit der Anrufung des Schiedsgerichts nach § 2.

§5

(1) Das Schiedsgericht ist beschlußfähig, wenn der Präsident 
und alle ordentlichen Mitglieder bzw. ihre jeweiligen Stellvertre­
ter anwesend sind.

(2) Die Entscheidungen des Schiedsgerichts werden mit Stim­
menmehrheit getroffen.

§ 6

(1) Das Schiedsgericht kann die Parteien auffordern, alle Ur­
kunden oder sonstigen Beweismittel vorzulegen.

(2) Das Schiedsgericht kann auf Antrag einer Vertragspartei 
oder von Amts wegen beschließen, jede Person, deren Aussagen 
oder Erklärungen ihm für die Entscheidung der Streitsache er­
heblich erscheinen, als Zeugen, Sachverständigen oder in ande­
rer Eigenschaft zu hören.

§7

(1) Der Schiedsspruch ist schriftlich zu erlassen und von allen 
Mitgliedern des Schiedsgerichts zu unterzeichnen.

(2) Der Schiedsspruch ist zu begründen.

§ 8

Der Präsident übermittelt den Vertragsparteien beglaubigte 
Abschriften des Schiedsspruchs.

§9

(1) Der Schiedsspruch ist endgültig und bindend. Die Ver­
tragsparteien haben ihn unverzüglich zu befolgen.

(2) Entstehen Meinungsverschiedenheiten über Sinn oder 
Tragweite des Schiedsspruchs, so hat das Schiedsgericht den 
Schiedsspruch auf Antrag einer Vertragspartei auszulegen.

§ 10

Der Präsident und die Mitglieder des Schiedsgerichts sind in 
dem gesamten Währungsgebiet von der gerichtlichen Verfol­
gung wegen solcher Handlungen befreit, die sie in Ausübung ih­
res Amtes vorgenommen haben.

§ 1 1

Das Verfahren ist gebührenfrei.

§12

(1) Der Präsident und die Mitglieder des Schiedsgerichts er­
halten eine Sitzungsentschädigung, deren Höhe durch einver­
nehmliche Regelung der Vertragsparteien festgelegt wird.

' (2) Jede Vertragspartei trägt die Sitzungsentschädigung der 
Schiedsgerichtsmitglieder, die von ihr ernannt sind. Die Sit­
zungsentschädigung des Präsidenten und die sonstigen Kosten 
tragen die Vertragsparteien je zur Hälfte.

§13

Für die Erledigung seiner laufenden Geschäfte, insbesondere 
auch zur Entgegennahme von Anträgen der Vertragsparteien, 
richtet das Schiedsgericht im Einvernehmen mit den Vertrags­
parteien innerhalb der in § 1 dieser Anlage genannten Frist eine 
Geschäftsstelle ein. Dabei soll auf vorhandene Einrichtungen 
zurückgegriffen werden. Für die laufenden Kosten dieser Ge­
schäftsstelle gilt § 12 Abs. 2 Satz 2 dieser Anlage.

§ 14

Im Rahmen der Regelungen in Kapitel I des Vertrags und der 
vorstehenden Bestimmungen legt das Schiedsgericht seine Ver­
fahrensordnung fest.

Anlage IX

Möglichkeiten des Eigentumserwerbs privater 
Investoren an Grund und Boden sowie an Produktions­

mitteln zur Förderung gewerblicher 
arbeitsplatzschaffender Investitionen

Die Gewährleistung des Eigentums privater Investoren an 
Grund und Boden sowie an Produktionsmitteln gemäß Artikel 2 
des Vertrages einschließlich der Freiheit, Grund und Boden und 
sonstige Produktionsmittel zu erwerben, zu nutzen und darüber 
zu verfügen, erfolgt von seiten der Deutschen Demokratischen 
Republik während einer Übergangszeit mit folgender Maßgabe:

Die bisher fehlende Möglichkeit, in der Deutschen Demokrati­
schen Republik Grundstücke zu Eigentum zu erwerben, ist ein 
erhebliches Investitionshindernis. Unternehmen brauchen 
Standorte, an denen sie über Grundstücke und alle Produktions­
mittel frei verfügen können. Die Deutsche Demokratische Repu­
blik wird dieses Investitionshemmnis für Investitionen aus der 
Bundesrepublik und dem Ausland auch im Interesse ihrer eige­
nen Unternehmen beseitigen, um den dringend notwendigen 
Anstoß zur Modernisierung ihrer Wirtschaft auszulösen.

Zur Verwirklichung dieses Zieles wird die Deutsche Demokra­
tische Republik Vorschriften ihrer Rechtsordnung ändern oder 
außer Kraft setzen, die dem entgegenstehen. Mit Inkrafttreten 
des Vertrags und der Änderung entgegenstehender Vorschrif­
ten wird die Deutsche Demokratische Republik dafür sorgen, 
daß Eigentum an Grund und Boden auch tatsächlich erworben 
werden kann. Dazu werden folgende erste Schritte unternom­
men:

1. Es werden in ausreichender Zahl und Größe Grundstücke in 
Gewerbegebieten bereitgestellt, die für Gewerbeansiedlun- 
gen und sonstige arbeitsplatzschaffende Investitionen mit 
entsprechender Nutzungsbindung zu Eigentum erwprben 
werden können. Auf diese Weise wird die Sozial- und Um­
weltverträglichkeit von Gewerbeansiedlungen gewährlei­
stet. Die Mitwirkung der kommunalen Selbstverwaltungs­
organe wird sichergestellt.

2. Für Investoren, die Grundstücke an speziellen Standorten 
benötigen, auch etwa innerhalb des Stadtgebietes (bei­
spielsweise für Handel, Gewerbe und Dienstleistungen), 
werden solche Grundstücke ebenfalls in ausreichendem 
Umfang zum Erwerb zur Verfügung gestellt. Die Deutsche 
Demokratische Republik erhofft sich davon auch einen Bei­
trag zur Erneuerung und Belebung ihrer Innenstädte.

3. Im Zuge der Auswahl der zur Umwandlung in Kapitalgesell­
schaften geeigneten volkseigenen Unternehmen ist volksei­
gener Grund und Boden wie Anlagevermögen der Unter­
nehmen zu bewerten. Nach der Umwandlung ist den neu 
entstandenen Kapitalgesellschaften der volkseigene Grund 
und Boden zu Eigentum zu überlassen. Damit werden ihre 
Möglichkeiten zur Nutzung von Grundstücken, insbesonde­
re für Zwecke der Kreditaufnahme, erweitert und die Vor­
aussetzungen für Beteiligungen durch private Investoren 
verbessert. Darin liegt zugleich ein wesentlicher Beitrag zur 
langfristigen Sicherung von Arbeitsplätzen.

4. Da es zunächst an einem funktionsfähigen Markt für Grund 
und Boden und entsprechenden Marktpreisen fehlen wird, 
kann im Rahmen der Vertragsfreiheit mit den üblichen 
Klauseln vorgesehen werden, den zunächst vereinbarten 
Grundstückspreis nach Ablauf einer Übergangsfrist einer 
Überprüfung und nachträglichen Anpassung zu unterzie­
hen. Dabei müssen Verfügbarkeit und Beleihungsfähigkeit 
des Grundstücks gesichert, die Übergangszeit kurz und die 
Kalkulierbarkeit der Belastung für den Erwerber gewährlei­
stet sein.

PROTOKOLLERKLÄRUNGEN
Bei Unterzeichnung des Vertrags über die Schaffung einer 

Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zwischen der Deut­
schen Demokratischen Republik und der Bundesrepublik 
Deutschland wurden mit Bezug auf diesen Vertrag folgende Er­
klärungen abgegeben:


